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Vorblatt 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Schlußtermins für den Abbau der 
Wohnungszwangswirtschaft und über weitere Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts im 

Land Berlin 

(Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, 

FDP) 


A. Problem 

Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Schlußtermins für 
den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über weitere 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreisrechts im Land Berlin 
vom 19. Dezember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2357) sind Mieter- 
schutz und Mietpreisbindung im Land Berlin bis zum 31. De- 
zember 1972 verlängert worden. 

Die besondere politische Lage Berlins als ein Ballungszentrum 
ohne Umland, die Erhaltung der Lebensfähigkeit der Stadt in 
positiver Auswirkung des Vier-Mächte-Abkommens und der 
quantitativ wie qualitativ noch unausgeglichene Berliner Woh- 
nungsbaumarkt erfordern eine nochmalige Hinausschiebung 
des Schlußtermins um drei Jahre. 

Die Aufhebung der Preisbindung für Altbauwohnungen würde 
wegen des beträchtlichen Unterschiedes zwischen der jetzt in 
Berlin preisrechtlich zulässigen Miete und der später maßgeben- 
den ortsüblichen Vergleichsmiete nach dem Gesetz über den 
Kündigungsschutz für Mietverhältnisse über Wohnraum zu er- 
heblichen Mieterhöhungen führen und für breite Schichten der 
Bevölkerung nicht tragbar sein. Sie würde ebenso wie das 
Außerkrafttreten des Mieterschutzgesetzes, das die Beendigung 
eines Mietverhältnisses aus den im Gesetz aufgeführten Grün- 
den nur durch gerichtliche Entscheidung zuläßt, zu einer nicht 
vertretbaren Beunruhigung der Bevölkerung führen, die Zu- 
wanderung von Arbeitskräften empfindlich beeinträchtigen und 
die Abwanderung fördern. 
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B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den Mieterschutz und die Miet- 
preisbindung in Berlin bis zum 31. Dezember 1975 beizubehal- 
ten. In Anbetracht der weiter gestiegenen Hausbewirtschaftungs- 
kosten ist ab 1. Januar 1973 eine Erhöhung der Grundmiete für 
den preisgebundenen Altbauwohnraum von 15 v. H. notwendig. 
Außerdem wird der Senat von Berlin ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung zur Erhaltung der Wirtschaftlichkeit frühestens ab 
1. Juli 1974 eine weitere Erhöhung der Grundmiete um höch- 
stens 10 V. H. zuzulassen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Gesetzentwurf ist für den Bund kostenneutral. 
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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Drittes Gesetz 

zur Änderung des Schlußtermins für den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtschaft und über weitere Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Mietpreisrechts im Land Berlin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


Artikel I 

Änderung des Schlußtermins 

§ 1 

Änderung des Zweiten Biindesmietengesetzes 

Das Zweite Bundesmietengesetz vom 23. Juni 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 389) in der im Land Berlin gel- 
tenden Fassung, zuletzt geändert durch Artikel I 
§ 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangswirt- 
schaft und über weitere Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Mietpreisrechts im Land Berlin vom 19. De- 
zember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2357), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

Die Mietpreise für preisgebundenen Wohnraum 
werden mit Wirkung vom 1. Januar 1976 freige- 
geben." 

2. § 18 erhält folgende Fassung: 

.§ 18 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. De- 
zember 1975 außer Kraft. Gleichzeitig treten 
außer Kraft: 

1. das Erste Bundesmietengesetz; 


2. das Dritte Bundesmietengesetz, das Sechste 
Bundesmietengesetz und das Achte Bundes- 
mietengesetz; 

3. die mietpreisrechtlichen Vorschriften des 
Ersten und des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes mit Ausnahme der §§ 87 a, 88 b und 111 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes; 

4. die Altbaumietenverordnung Berlin — 
AMVOB — vom 21. März 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 230), zuletzt geändert durch § 7 
des Gesetzes zur Änderung des Schlußtermins 
für den Abbau der Wohnungszwangswirt- 
schaft und über weitere Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Mietpreisrechts im Land Berlin 
vom 3. April 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 393); 

5. sonstige mietpreisrechtliche Vorschriften, so- 
weit sie bis zu dem nach Satz 1 maßgebenden 
Zeitpunkt noch gelten. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes zur Sicherung 
der Zweckbestimmung von Sozialwohnungen (Woh- 
nungsbindungsgesetz 1965 — WoBindG 1965) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 1972 
(Bundesgesetzbl. I S. 93) und der Verordnung über 
die Ermittlung der zulässigen Miete für preisgebun- 
dene Wohnungen (Neubaumietenverordnung 1970 
— NMV 1970) vom 14. Dezember 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1660) bleiben unberührt." 

§2 

Änderung des Mieterschutzgesetzes 

Das Mieterschutzgesetz in der Fassung vom 15. De- 
zember 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 712) in der im 
Land Berlin geltenden Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes zur Verbesserung des 
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Mietrechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs 
sowie zur Regelung von Ingenieur- und Architekten- 
leistungen vom 4. November 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1745), wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige Wortlaut der §§ 4 a und 23 c wird 
Absatz 1, an den folgender Absatz 2 angefügt 
wird: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für vor dem 
24. Juni 1948 in Berlin bezugsfertig gewordenen 
Wohnraum, sofern der vom Vermieter beabsich- 
tigten Verwendung des Wohnraumes zu ande- 
ren als Wohnzwecken ein Zweckentfremdungs- 
verbot entgegensteht." 

2. § 28 a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Im Falle des Absatzes 1 darf der Ver- 
mieter die preisrechtlich zugelassene Mieterhö- 
hung wegen baulicher Verbesserung gegen den 
Mieter geltend machen." 

3. § 54 erhält die folgende Fassung: 

»§ 54 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1975 außer Kraft." 


A r t i k el II 

Achtes Bundesmietengesetz 

§ 1 

Mieterhöhung 

(1) Im Land Berlin darf bei preisgebundenem 
Wohnraum, der bis zum 24. Juni 1948 bezugsfertig 
geworden ist, und bei preisgebundem Wohnraum, 
der in der Zeit vom 25. Juni 1948 bis zum 31. De- 
zember 1949 bezugsfertig geworden und ohne öffent- 
liche Mittel im Sinne des § 3 des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes geschaffen worden ist, die am 31. De- 
zember 1972 preisrechtlich zulässige Grundmiete 
vom 1. Januar 1973 an um 15 vom Hundert der 
Grundmiete erhöht werden. 

(2) Der Senat von Berlin wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung für den in Absatz 1 bezeichneten 
Wohnraum zur Erhaltung der Wirtschaftlichkeit 
frühestens ab 1. Juli 1974 eine weitere Erhöhung 
der nach Absatz 1 erhöhten Grundmiete um höch- 
stens 10 vom Hundert zuzulassen. 

(3) Grundmiete im Sinne des Absatzes 1 ist die 
preisrechtlich zulässige Miete nach dem Stande vom 
31. Dezember 1972 abzüglich folgender in ihr ent- 
haltener Beträge: 

1. Umlagen für den Wasserverbrauch, 

2. Kosten des Betriebes der zentralen Heizungs- 
und Warmwasserversorgungsanlagen, 


3. Umlagen oder Zuschläge für laufende Mehr- 
belastungen seit dem 1. Juli 1953, 

4. Untermietzuschläge, 

5. Zuschläge wegen Nutzung von Wohnraum zu 
anderen als Wohnzwecken, 

6. Mieterhöhungen für Wertverbesserungen nach 
§ 11 der Altbaumietenverordnung Berlin. 

Die in Satz 1 genannnten Beträge dürfen neben der 
nach den Absätzen 1 und 2 erhöhten Grundmiete er- 
hoben werden. 

§ 2 

Mieterhöhung auf Grund einer Ertragsberechnung 

(1) Weist der Vermieter nach, daß die nach § 1 
erhöhte Grundmiete um mindestens 5 vom Hundert 
unter der nach einer Ertragsberechnung errechneten 
Miete bleibt, so hat die Preisbehörde eine entspre- 
chende Mieterhöhung zu genehmigen. 

(2) Der Senat von Berlin wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zur Ausführung des Absatzes 1 
Vorschriften zu erlassen über die Ertragsberech- 
nung und das Genehmigungsverfahren, insbesondere 
über 

a) die Ermittlung und Anerkennung der Kapital- 
und Bewirtschaftungskosten und die hierfür zu- 
lässigen Ansätze einschließlich der Bewertung 
der Eigenleistung (laufende Aufwendungen); 

b) die Ermittlung und Anerkennung der den laufen- 
den Aufwendungen gegenüberzustellenden Erträ- 
ge; 

c) die Wohnflächenberechnung. 

§3 

Ausschluß von Mieterhöhungen 

Die §§ 1 und 2 gelten nicht 

1. für Wohnraum, der nach seiner Beschaffenheit 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse offensichtlich nicht genügt, 
insbesondere wegen ungenügender Licht- und 
Luftzufuhr, wegen dauernder Feuchtigkeit, wegen 
hygienisch nicht einwandfreier oder unzureichen- 
der sanitärer Einrichtungen; 

2. für Kellerwohnungen, Bunkerwohnungen, Barak- 
ken, Wohnungen in Behelfsheimen, Nissenhütten 
und sonstige behelfsmäßige Unterkünfte sowie 
für Wohnraum, dessen weitere Benutzung aus 
bauordnungsrechtlichen Gründen oder auf Grund 
von Anordnungen der Wohnungsaufsicht und 
Wohnungspflege wegen baulicher oder sonstiger 
Mängel untersagt ist. 

§4 

Entsprechende Anwendung 

Die §§ 8 bis 11 und 12 Abs. 1 Satz 1 des Dritten 
Bundesmietengesetzes vom 24. August 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 969, 971) in der im Land Berlin gel- 
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tenden Fassung, zuletzt geändert durch Artikel III 
§ 2 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Schluß- 
termins für den Abbau der Wohnungszwangswirt- 
schaft und über weitere Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Mietpreisrechts im Land Berlin vom 19. De- 
zember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2357), gelten ent- 
sprechend. 

Artikel III 

Änderung sonstiger Vorschriften 

§ 1 

Änderung des Ersten Bundesmietengesetzes 

Das Erste Bundesmietengesetz vom 27. Juli 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 458) in der im Land Berlin 
geltenden Fassung, zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Schlußtermins für 
den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über 
weitere Maßnahmen auf dem Gebiete des Mietpreis- 
rechts im Land Berlin vom 19. Dezember 1969 (Bun- 
desgestzbl. I S. 2357), wird wie folgt geändert: 

1. In § 24 Abs. 1 Satz 2 wird das Datum „31. De- 
zember 1972" durch das Datum „31. Dezember 
1975" ersetzt; 

2. § 23 a erhält folgende Fassung: 

„§ 23 a 

Bei Mietverhältnissen über bis zum 31. Dezem- 
ber 1949 bezugsfertig gewordenen Wohnraum in 
Einfamilienhäusern mit einem Einheitswert von 
mehr als 30 000 Deutsche Mark gelten die §§ 18 
bis 20 entsprechend mit der Maßgabe, daß an 
Stelle der preisrechtlich zulässigen Miete die 
Kostenmiete im Sinne der §§ 6 und 7 der Anord- 
nung über Höchstpreise bei der Vermietung von 
Wohnräumen und gewerblichen Räumen vom 
12. Juni 1950 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin 
I S. 216) in der Fassung vom 26. Juni 1951 
(Gesetz und Verordnungsblatt für Berlin S, 492) 
zuzüglich der Mieterhöhungen, die nach den §§ 5, 
7, nach dem Zweiten, nach dem Dritten, nach 
dem Sechsten und nach dem Achten Bundesmie- 
tengesetz preisrechtlich zulässig sind, tritt. Maß- 
geblich ist der Einheitswert im Sinne des Be- 
wertungsgesetzes vom 16. Oktober 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1035) nach den Wertverhältnissen 
vom 1. Januar 1935." 

§2 

Änderung des Geschäftsraummietengesetzes 

Nach § 3 b des Gesetzes zur Einführung des 
Geschäftsraummietengesetzes im Land Berlin vom 
10. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 13), eingefügt 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Schluß- 


termins für den Abbau der Wohnungszwangswirt- 
schaft und über weitere Maßnahmen auf dem Ge- 
biete des Mietpreisrechts im Land Berlin vom 19. De- 
zember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2357), wird der 
folgende § 3 c eingefügt: 

»§ 3 c 

(1) Die Mieten für Geschäftsräume, die nach § 3 
Absatz 1 den Preisvorschriften unterliegen, dürfen 
vom 1. Januar 1973 an um 15 vom Hundert der 
preisrechtlich zulässigen Miete nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1972 erhöht werden. 

(2) Der Senat von Berlin wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung für den in Absatz 1 bezeichneten 
Geschäftsraum zur Erhaltung der Wirtschaftlichkeit 
frühestens ab 1. Juli 1974 eine weitere Erhöhung der 
nach Absatz 1 erhöhten preisrechtlich zulässigen 
Miete um höchstens 10 vom Hundert zuzulassen." 

§ 3 

Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes 

Das Gesetz zur Sicherung der Zweckbestimmung 
von Sozialwohnungen (Wohnungsbindungsgesetz 
1965 — WoBindG 1965) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. Januar 1972 (Bundesgesetzbl. 
I S. 93) wird wie folgt geändert: 

1, In § 5 Abs. 4 werden in Satz 2 nach den Worten 
„im Geltungsbereich dieses Gesetzes" die Worte 
„im Land Berlin," eingefügt. 

2. § 5 a wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„Sondervorschriften für Berlin, Hamburg und 
München", 

b) In Satz 1 werden hinter dem Anfangswort 
„Der" die Worte „Senat von Berlin, der" ein- 
gefügt. 

c) Im zweiten Halbsatz des Satzes 1 werden 
hinter den Worten „werden ermächtigt," die 
Worte „für das Land Berlin," eingefügt. 


Artikel IV 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1972 in Kraft. 


Bonn, den 21. Juni 1972 


Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Bei dem Erlaß des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Schlußtermins für den Abbau der Wohnungs- 
zwangswirtschaft und über weitere Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Mietpreisrechts im Land Berlin vom 
19. Dezember 1969 hat der Gesetzgeber anerkannt, 
daß die besondere politische Lage Berlins und die 
Lage am Berliner Wohnungsmarkt die Aufhebung 
der Mietpreisbindung und des Mieterschutzes noch 
nicht zuließen. 

Das Vier-Mächte-Abkommen über Berlin wird die 
politischen Voraussetzungen für eine positive Ent- 
wicklung der Bevölkerungszahl und -Struktur durch 
Zuwanderung schaffen. Die wirtschaftlichen Impulse 
werden sich verstärken, aber auch andere, insbeson- 
dere kulturelle Aufgaben entstehen. Es ist daher zu 
erwarten, daß neben der wirtschaftspolitisch drin- 
gend notwendigen Zuwanderung Westdeutscher 
auch die Zahl der ausländischen Arbeitskräfte sich 
erhöhen wird und darüber hinaus die Bevölkerungs- 
abwanderung aus Berlin zurückgeht. Zu dieser Ent- 
wicklung kann es jedoch nur kommen, wenn genü- 
gend Wohnungen und eine Wohnungsreserve vor- 
handen sind. Dies ist jedoch nicht der Fall. 

Seit 1969 haben sich trotz der Fertigstellung von 
jährlich rd. 20 000 neuen Wohnungen weder die 
Wohnungsmarktsituation noch die sie bestimmenden 
Gegebenheiten in dem erforderlichen Ausmaß ver- 
bessert oder geändert. Der Wohnungsmarkt ist 
quantitativ und qualitativ weiterhin noch nicht aus- 
geglichen. Qualitativ befriedigende Wohnungen sind 
in ausreichender Zahl bei weitem nicht vorhanden, 
Berlin weist trotz verstärkter Förderung der Woh- 
nungsmodernisierung und der Stadterneuerung nach 
wie vor in hohem Maße einen überalterten Woh- 
nungsbestand auf, der vor allem in sanitärer Hin- 
sicht den heutigen Erfordernissen nicht entspricht. 
Von den nach der Wohnungszählung am 25. Oktober 
1968 festgestellten rd. 962 000 Wohnungen haben 
152 503 kein Bad und 127 569 sind ohne Innen- 
toilette und Bad. Die Wohnungen ohne Bad und 
ohne Innentoilette werden von den aus dem Bun- 
desgebiet zuziehenden Arbeitskräften überwiegend 
abgelehnt. Diese müssen aber in angemessener Zeit 
auch qualitativ geeignete Wohnräume mieten kön- 
nen, da sonst mit Rückwanderungen zu rechnen ist. 

Qualitativ ungenügende Wohnungen werden auch 
von der Berliner Bevölkerung zunehmend als unzu- 
mutbar angesehen. So haben 1971 38 849 Antrag- 
steller von Wohnberechtigungsscheinen Altbauwoh- 
nungen bewohnt, d. h. sie wollen sich mit den dort 
vorhandenen Wohnverhältnissen nicht länger abfin- 
den. Auch verlassen erwerbstätige Berliner, insbe- 
sondere junge Ehepaare, die Stadt, wenn sie keine 
ihren Wünschen entsprechende Wohnung finden. 

Für die Beurteilung der Wohnraumversorgung, die 
eine der wichtigsten Voraussetzungen für die Le- 


bensfähigkeit Berlins ist, können also rein rech- 
nerische Überlegungen hinsichtlich Wohnungsbe- 
stand und Defizit (Wohnung = Wohnung) nicht 
maßgebend sein. 

Die Berliner Bevölkerung hat nach neueren Erkennt- 
nissen in den letzten Jahren nicht in dem Maße ab- 
genommen wie es die statistische Fortschreibung 
aufzeigt. Viele Berliner haben einen zweiten Wohn- 
sitz in der Bundesrepublik begründet, ihren ersten 
Wohnsitz aber in Berlin behalten. Sie sind statistisch 
als Abwandernde erfaßt worden. Es muß daher an- 
genommen werden, daß die Bevölkerungszahl um 
ca. 100 000 höher liegt als statistisch nachgewiesen. 

Eine Aufhebung der Mietpreisbindung zum 1. Januar 
1973 würde trotz des Gesetzes über den Kündi- 
gungsschutz für Mietverhältnisse über Wohnräume 
vom 25. November 1971 zu erheblicher Unruhe und 
wahrscheinlich zu Mieterhöhungen führen, da die 
Mieter — insbesondere die älteren Bürger, deren 
Anteil an der Gesamtbevölkerung groß ist (1970: 
21,3% 65 Jahre und älter gegenüber 16,5% in 
Hamburg und 12,3 % in München) — in der Regel 
aus Furcht vor einem gerichtlichen Verfahren die Zu- 
stimmung zu einer Erhöhung des Mietzinses auch 
dann nicht verweigern werden, wenn ein höherer als 
der vergleichbare Mietzins gefordert wird. Hinzu 
kommt, daß die Mieter in Berlin nicht, wie in ande- 
ren Ballungsgebieten, Ausweichmöglichkeiten in 
billigere Wohnungen des Umlandes haben. Auch ist 
infolge der starken Überalterung der Berliner Bevöl- 
kerung der nur über bescheidene Einkünfte verfü- 
gende Personenkreis sehr groß. 

Daß Außerkrafttreten des Mieterschutzgesetzes 
würde gleichfalls Unruhe in der Bevölkerung her- 
vorrufen. Anders als nach dem Gesetz über den 
Kündigungsschutz für Mietverhältnisse über Wohn- 
räume kann nach dem Mieterschutzgesetz ein Miet- 
verhältnis gegen den Willen des Mieters nur durch 
eine Mietaufhebungsklage erfolgen. Das gibt dem 
Mieter ein Gefühl größerer Rechtssicherheit, was 
psychologisch im Hinblick auf die besondere politi- 
sche Lage Berlins wesentlich ist. 

Die Einführung des „Weißen Kreises" würde zum 
jetzigen Zeitpunkt die dringend gebotene Zuwande- 
rung empfindlich beeinträchtigen, die Abwanderung 
fördern und zu einer erheblichen Beunruhigung der 
Bevölkerung führen. Um die Lebensfähigkeit Berlins 
und seiner Wirtschaft zu erhalten, müssen daher 
Mietpreisbindung und Mieterschutz für eine Über- 
gangszeit bis zum 31. Dezember 1975 bestehen 
bleiben. 

Die im Gesetz vorgesehenen Mieterhöhungen sind 
notwendig, um die Wirtschaftlichkeit des Hausbe- 
sitzes weiterhin sicherzustellen. 

Die Maßnahmen dieses Gesetzes werden dazu bei- 
tragen, die Lebensfähigkeit Berlins zu stärken. 
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II. Die Vorschriften im einzelnen 
Artikel I 
Zu§ 1 

§ 1 enthält die durch das Hinausschieben des Schluß- 
termins für die Mietpreisbindung notwendigen Ter- 
minänderungen der §§ 15 und 18 des Zweiten Bun- 
desmietengesetzes. § 18 Abs. 1 Nr. 2 des Zweiten 
Bundesmietengesetzes ist mit Rücksicht auf das 
Achte Bundesmietengesetz zu ergänzen. Die bis- 
herige Nummer 5 ist fortgefallen, da die Neubau- 
mietenverordnung 1970 weiter gilt. Die bisherige 
Nummer 6 wird Nummer 5. § 18 Abs. 2 berücksich- 
tigt die inzwischen eingetretenen Änderungen des 
Wohnungsbindungsgesetzes 1965. 

Zu §2 

Die Ergänzung der §§ 4 a und 23 c soll verhindern, 
daß einer Mietaufhebungsklage wegen Zweckent- 
fremdung von Altbauwohnraum stattgegeben wird, 
bevor eine Ausnahme von dem nach der Rechtsver- 
ordnung des Senats bestehenden Zweckentfrem- 
dungsverbot erteilt ist. Nach der bisherigen Fas- 
sung des § 28 a Abs. 2 war der Vermieter nicht be- 
rechtigt, die preisrechtlich zugelassene Mieterhö- 
hung wegen baulicher Verbesserung, die nach § 1 1 
der Altbaumietenverordnung Berlin jährlich 14 Vo 
der aufgewendeten Kosten beträgt, geltend zu ma- 
chen, vielmehr hatte das Mieteinigungsamt über die 
Höhe der Mieterhöhung zu entscheiden. Dabei durfte 
es der Mieterhöhung höchstens einen Betrag für die 
Aufwendungen zugrunde legen, der dem Dreifachen 
der jährlichen Grundmiete vom 30. Juni 1960 ent- 
sprach. In vielen Fällen, insbesondere bei kostspieli- 
gen Wertverbesserungen, wie z. B. dem Einbau einer 
Zentralheizung, einer Innentoilette oder eines Bades, 
liegt das Dreifache der jährlichen Grundmiete vom 
30. Juni 1960 wesentlich unter den tatsächlich ent- 
standenen Kosten. Deswegen schränkt § 28 a Abs. 2 
in der bisherigen Fassung die Mieterhöhungsmög- 
lichkeit derart ein, daß viele Hausbesitzer aus wirt- 
schaftlichen Gründen von der Durchführung von 
Wertverbesserungen Abstand nehmen. Durch die 
Änderung des § 28 a Abs. 2 soll dem Hausbesitzer 
die volle Mieterhöhung nach § 1 1 der Altbaumieten- 
verordnung Berlin gesichert und dadurch die Durch- 
führung von Modernisierungen gefördert werden. 

Durch die Änderung des § 54 Mieterschutzgesetz 
wird der Mieterschutz bis zum 31. Dezember 1975 
verlängert. 


Artikel II 

Dieser Artikel regelt als Achtes Bundesmietenge- 
setz die vorgesehene Mieterhöhung. 

Zu§l 

In Absatz 1 ist für den der Preisbidnung unterliegen- 
den Altbauwohnraum eine Mieterhöhung zum 1. Ja- 


nuar 1973 um 15 vom Hundert der Grundmiete vor- 
gesehen. In Absatz 2 wird der Senat von Berlin er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung frühestens ab 
1. Juli 1974 eine weitere Erhöhung der Grundmiete 
zuzulassen. In Absatz 3 ist als Bemessungsgrundlage 
die Grundmiete vom 31. Dezember 1972 festgelegt 
und erläutert worden. Diese ist den Mietparteien 
bekannt. 

Die Mieterhöhungen sollen die Wirtschaftlichkeit 
des Althausbesitzes bis zur Mietpreisfreigabe sicher- 
stellen. 

Zu §2 

Die Härtevorschrift des § 4 a Drittes Bundesmieten- 
gesetz eröffnete für den Vermieter die Möglichkeit, 
durch Antrag bei der Preisbehörde eine Mieterhö- 
hung durchzusetzen, wenn im Einzelfall die Grund- 
miete wesentlich unter der nach einer Ertragsberech- 
nung errechneten Miete blieb. Die Antragsmöglich- 
keit war zuletzt auf die Zeit vom 1. Januar 1970 bis 
zum 31. Dezember 1971 beschränkt. Diese Antrags- 
möglichkeit soll für die Dauer des Gesetzes wieder 
geschaffen werden. 

Der Wortlaut des § 2 lehnt sich eng an den Wortlaut 
des § 2 des Siebenten Bundesmietengesetzes an. Er 
ermächtigt den Senat von Berlin, eine entsprechende 
Rechtsverordnung zu erlassen. 

Zu §3 

§ 3 enthält die in den Bundesmietengesetzen übli- 
chen Vorschriften darüber, daß die Mieterhöhung 
nicht für sogenannte „Bruchbuden" gelten soll. 

Zu §4 

Hier ist die entsprechende Anwendung der erforder- 
lichen gesetzlichen Vorschriften geregelt. 


Artikel III 

enthält die notwendige Änderung der sonstigen 
Vorschriften. 

Zu§l 

Nummer 1 enthält die notwendige Terminänderung 
des § 23 des Ersten Bundesmietengesetzes infolge 
des Hinausschiebens des Schlußtermins für die Miet- 
preisbindung. 

Nummer 2 enthält die Änderung des § 23 a des Ersten 
Bundesmietengesetzes unter Berücksichtigung des 
Ächten Bundesmietengesetzes bei der Bildung der 
angemessenen Miete für preisfreie Einfamilien- 
häuser. Diese Vorschrift ist notwendig, weil die 
Mietverhältnisse über die nicht mehr preisgebun- 
denen Berliner Einfamilienhäuser den Vorschriften 
des Mieterschutzgesetzes unterliegen und der Mieter 
bei Fehlen dieser Vorschrift jede Mieterhöhung 
unter Berufung auf das Mieterschutzgesetz verhin- 
dern könnte. 
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Zu § 2 

Die Vorschrift regelt die Mieterhöhungen für den 
Geschäftsraum, soweit er preisgebunden ist. Die 
Mieterhöhungen sollen von der preisrechtlich zu- 
lässigen Miete des Geschäftsraumes nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1972 berechnet werden. 

Zu § 3 

Durch diese Vorschrift wird für Berlin das gleiche 
Verfahren bei der Überlassung von Sozialwohnun- 
gen wie in Hamburg und München eingeführt. Berlin 
erhält das Recht zum Erlaß einer Rechtsverordnung, 
die den Verfügungsberechtigten verpflichtet, seine 
als frei oder bezugsfertig angezeigten Wohnungen 
nur einem von der zuständigen Stelle benannten 
Wohnungsuchenden zu überlassen. Die Situation 


auf dem Wohnungsmarkt in Berlin erfordert eine 
behördliche Einflußnahme auf die Besetzung aller 
Sozialwohnungen. 


Artikel IV 

Zu§ 1 

§ 1 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu §2 

Das Gesetz muß spätestens am 1. Dezember 1972 in 
Kraft treten, damit die Vermieter die Mieterhöhung 
zum 1. Januar 1973 rechtzeitig geltend machen kön- 
nen. 
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